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1. Umwelt und Klima 
schützen – nachhaltig 
planen und wirtschaften

Vorwort
Unsere Umwelt bestimmt unsere Lebensqua-
lität.  Lärmschutz,  reine  Luft,  ansprechende 
Naherholungsflächen  und  sauberes  Trink-
wasser sind für uns einige wichtige Faktoren 
für eine gesunde und lebensfreundliche Um-
welt. Ebenso ist das Leitbild einer nachhalti-
gen  und  zukunftsfähigen  Entwicklung  für 
uns unverzichtbar für das Leben und Wirt-
schaften im Landkreis Bad Kreuznach.

Für  die  Zukunftsfähigkeit  des  Landkreises 
wollen wir jede politische Entscheidung hin-
sichtlich  ihrer  wirtschaftlichen  Auswirkun-
gen und ihrer Folgen für Umwelt- und Sozial-
verträglichkeit prüfen. 

Angesichts der zunehmenden Erderwärmung 
und des Klimawandels sind Klimaschutz und 
nachhaltige Politik die wichtigsten politischen 
Herausforderungen – gerade auch auf kom-
munaler Ebene.  Wir stehen für eine Politik 
der  Verantwortung  gegenüber  den  nachfol-
genden  Generationen,  denn  wir  haben  die 
Erde von unseren Kindern nur geborgt. Un-
sere Politik steht unter der Maxime der Lo-
kalen  Agenda:  Global  denken  –  lokal  han-
deln.

Klimawandel abschwächen
Der Klimawandel wird in den nächsten Jahren 
die Politik  auf allen Ebenen berühren und be-
schäftigen. Es wird aus unser Sicht erforderlich, 
neben Strategien zur Abschwächung des Klima-
wandels  auch  Anpassungsmaßnahmen  in  ver-
schiedenen Bereichen der Kommunalpolitik zu 
ergreifen.  Vorrangig  wollen  wir  in den  kom-
menden Jahren den Schadstoffausstoß des Ver-
kehrs und von Heizungsanlagen weiter drastisch 
reduzieren.  Dies  wird  nicht  nur  mit  neuester 
Technik  erreicht,  sondern  auch  durch  energie-
sparende  Sanierungen  und  moderne  Verkehrs-
planung.

Energieversorgung umstellen! 
Die Energieversorgung der öffentlichen Gebäu-
de  ist  weiter  auf  umweltfreundliche  Energien 
umzustellen. Dies betrifft insbesondere die Ver-
sorgung mit Strom, die meist noch über konven-
tionelle  Quellen  erfolgt.  Die  Einführung  von 
Holzhackschnitzelheizung an manchen Schulen 
ist übrigens auch auf Initiativen oder Anregun-
gen der Grünen zurückzuführen und führt schon 
jetzt  zu  deutlichen  Einsparungen  der  Energie-
kosten. 

Energieeffizienz steigern und dezen-
trale Energieerzeugung fördern
Für Privathaushalte ist ein Beratungsangebot zu 
schaffen, dass auf Wärmedämmung und auf den 
Einsatz von solaren Energien und Holz ausge-
richtet ist.  Rüsten mehr  Haushalte um,  werden 
Arbeitsplätze im Handwerk (Gewerke: Heizung, 
Sanitär, Elektro, Dachdecker, Gerüstbau, Bauge-
werbe  und  andere.)  gesichert  und  geschaffen. 
Erste  Schritte  zur  gezielten  Ermittlung  von 
Dachflächen, die für Photovoltaik und Solarwär-
megewinnung geeignet sind, haben die Grünen 
bereits vor einigen Jahren beantragt. 
An  Schulen  und in  öffentlichen  Verwaltungen 
ist  eine  größere  Sensibilität  zum Umgang  mit 
Energie  erforderlich.  Noch  immer  geht  viel 
Energie  ungenutzt  verloren,  weil  Räume  und 
Gebäude nicht bedarfsgerecht geheizt und/oder 
gelüftet  werden.  Durch eine Sensibilisierungsi-
nitiative für die Nutzer der Gebäude kann dem 
begegnet werden. 
Das auf Anregung der Grünen vor Jahren einge-
führte  Energiecontrolling  hat  bereits  zu  inter-
essanten Ergebnissen geführt, die eine Beurtei-
lung der  notwendigen energetischen Sanierung 
von Schulgebäuden ermöglichen. 

Windenergie nicht ausklammern
Für die Nutzung der Windenergie als  eine der 
effektivsten  Form  der  Energiegewinnung  sind 
geeignete  Standorte  regionalplanerisch  auszu-
weisen. Dabei sind die Interessen der Gemein-
den, der Schutz des Landschaftsbildes sowie des 
Artenschutzes zu beachten und abzuwägen. Be-
sonders windhöfige Flächen sollen prioritär ge-
nutzt  und bestehende Anlagen,  wenn möglich, 
auf größere Leistung ausgelegt werden. 
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Hochwasserschutz nicht auf die lan-
ge Bank schieben 
Der  Klimawandel  wird  zu  mehr  Starkregener-
eignissen führen. Deshalb sind Maßnahmen zum 
Hochwasserschutz  vorrangig  anzugehen  und 
dürfen nicht,  wie zum Beispiel am Appelbach, 
jahrelang verschoben werden. Die Grünen hat-
ten mehrfach ein Vorziehen der dortigen  Hoch-
wasserschutzmaßnahmen  beantragt.  Der  natur-
nahe Gewässerausbau und die Freihaltung von 
Bachauen  von  Bebauung  und  von  landwirt-
schaftlicher  Intensivnutzung  werden  von  uns 
ebenso angestrebt wir Renauturierungsmaßnah-
men an Gewässerläufen. Eine weitere Flächen-
versiegelung durch die Ausweisung von großflä-
chigen  Bau-,  Industrie-  und  Gewerbegebieten, 
die  die  Versickerung  von  Regenwasser  beein-
trächtigt, muss verhindert werden. 

Tourismus fördern
Der Tourismus in der Naheregion muss weiter-
hin beworben und durch geeignete Maßnahmen 
im Hinblick auf Kur-, Wellness- und Weinerleb-
nisangebote  belebt werden. Dazu gehören zum 
Beispiel  die  Unterstützung  und  Bekanntma-
chung des Naturparks Soonwald-Nahe und des-
sen Potenziale,  die Ausweisung von Wohnmo-
bilstellplätzen insbesondere in Weinbaugemein-
den, sowie die bessere Ausschilderung und Ver-
netzung von Radwegen und Wanderwegen vor 
Ort (nicht nur der Premium-Wanderwege). Zahl-
reiche Wanderwege im Raum Kirn, Bad Sobern-
heim, Stromberg, die insbesondere für den Tou-
rismus von Bedeutung sind , aber auch von Nah-
erholungssuchenden genutzt werden, sind unzu-
reichend gekennzeichnet.

Lärmschutz verbessern
Bei  bestimmten Wetterlagen ist  eine  Zunahme 
der Fluglärmbelastung in vielen Orten im Kreis 
zu beobachten.  Wir setzen uns dafür ein,  dass 
diese Belastung für die Bürgerinnen und Bürger 
geringer  wird.  Nachtflugverbot  in  Frankfurt, 
Verringerung  der  Anflugkorridore  für  die  be-
nachbarten  Flughäfen  und Einhaltung  der  An-
flughöhen sind für uns unabdingbar. 

Radwegenetz ausbauen
Das  Radwegenetz  ist  weiter  auszubauen.  Auf 
die Anbindung des Nahe-Radweges an die Rad-
wege entlang der Nebenflüsse der Nahe (Appel-
bach,  Alzens,  Ellerbach,  Gräfenbach,  Gulden-
bach, Simmerbach, Glan, Hahnenbach u.a.) wol-
len wir besonders achten. 

Radwege auch für den Alltagsradver-
kehr 
Bei allen Straßenbaumaßnahmen dürfen die In-
teressen der Alltagsradfahrer nicht auf der Stre-
cke bleiben. Auch für sie müssen geeignete Ver-
bindungen an den notwendigen Stellen geschaf-
fen werden. 

Hunsrückbahn  auch  für  Nahverkehr 
nutzen
Eine reaktivierte Hunsrückbahn soll nach unse-
rer Meinung nicht nur als Zubringer für den sub-
ventionierten  Flugverkehr  auf  den  Flugplatz 
Hahn dienen. Sie muss auch für den Schülerver-
kehr und für die Anbindung der Ortschaften im 
Guldenbachtal  an  die  Nahe-  und  Rhein-Main-
Region  nutzbar  sein.  Hierdurch  ist  auch  eine 
verbesserte  touristische  Erschließung  von 
Stromberg und der Weinbaugemeinden möglich.

Auf einen weitgehenden Lärmschutz der Bürge-
rinnen und Bürgern in den Ortschaften entlang 
der Strecke ist ebenso zu achten wie auf einen 
barrierefreien Zugang zu den Bahnhöfen. Eben-
so  müssen  moderne,  lärmarme  Fahrzeuge  auf 
der Hunsrückbahnstrecke zum Einsatz kommen. 

Draisinenstrecke
Die unter maßgeblicher Beteiligung der Grünen 
zustande gekommene Draisinenstrecke im Glan-
tal ist leider vom Landrat an den Landkreis Ku-
sel  übertragen  worden.  Trotzdem  sollte  der 
Landkreis Bad Kreuznach die Strecke weiterhin 
als Touristenmagnet unterstützen. Der barriere-
freie Ausbau des Bahnhofs in Staudernheim so-
wie der barrierefreie Zugang zu den Draisinen in 
Staudernheim  werden  von  uns  nachdrücklich 
unterstützt.  Auf  barrierefreie  Zugänge  zu  den 
Bahnhöfen und Haltestellen entlang der weite-
ren Strecke ist hinzuwirken. 
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Nahverkehrsplanung

Grundsätzliche Ziele

Funktionalität und Lebensqualität zu verbinden 
ist Ziel Grüner Verkehrspolitik. Wir wollen Mo-
bilität  gewährleisten mit  möglichst  umweltver-
träglichem Verkehr und die Barrierefreiheit bei 
Mobilitätsangeboten  verbessern.  Dies  kommt 
Menschen  mit  Behinderungen,  Menschen  mit 
Kinderwagen und Älteren zugute.

Die Nahverkehrsplanung muss die Mobilität von 
Jung und Alt  in  den  Ortschaften sicherstellen. 
Dabei  sind  Maßnahmen,  die  den  Komfort  der 
ÖPNV-Nutzer verbessern, durchaus umsetzbar. 
Dies beginnt beim Witterungsschutz an den Hal-
testellen,  geht  über  den  Einsatz  vernünftiger 
Fahrzeuge und mündet  bei  der  Preisgestaltung 
und dem Fahrkartenkauf.  Vorschläge zur  Ver-
besserung  des  Nahverkehrs  hat  die  Kreistags-
fraktion  in  einer  Stellungnahme  zum  Nahver-
kehrsplan unterbreitet. 
Dem weiteren Abbau von Serviceleistungen der 
Deutschen Bahn muss mit mehr Serviceangebo-
ten  beim RNN begegnet werden. 

Ausbau der Bahnhöfe

Nicht nur der marode und abschreckend wirken-
de Bahnhof in Bad Kreuznach bedarf einer Sa-
nierung  und  einer  barrierefreien  Gestaltung. 
Zahlreiche  andere  Haltepunkte  im  Kreis  sind 
nicht in einem besseren Zustand. Eine Belebung 
der  Nahverkehrsnutzung  ist  nur  durch  anspre-
chende und zweckdienliche Gestaltung der Hal-
te- und Umsteigepunkte möglich. 

Kreisstraßenbau unterhalten

Neue Kreisstraßen sind aufgrund des demografi-
schen  Wandels  und  steigender  Energiekosten 
nicht  erforderlich.  Bestehende  Kreisstraßen 
müssen  unterhalten und bei  Bedarf  geänderten 
Verkehrsströmen angepasst werden. 

Landesbetrieb Mobilität 

Wir setzen uns dafür ein, dass der Landesbetrieb 
Mobilität  den  Gehölzschnitt  bei  Straßenunter-
haltungsarbeiten zur Energiegewinnung nutzbar 
macht.  Anfragen hierzu haben wir im Kreistag 
eingebracht. 

Wirtschaftspolitik 

Das  Ziel  GRÜNER  Wirtschaftspolitik  ist, 
Dienstleistung, Handwerk, Handel, Logistik
und  Industrie  zu  einer  bestmöglichen,  sich 
gegenseitig fördernden sowie umweltverträg-
lichen  und  nachhaltigen  Entwicklung  zu 
bringen.  Die  Förderung  regionaler  Wirt-
schaftskreisläufe  und Vermarktungsstruktu-
ren zur Stärkung örtlicher Wirtschaftskraft 
und  zugunsten  kurzer  umweltfreundlicher 
Transportwege sind uns seit langem ein wich-
tiges Anliegen. 

In Anbetracht der nicht bzw. nicht mehr ge-
nutzten  Gewerbeflächen  muss  es  für  den 
Landkreis zunächst einmal heißen, dass vor-
handene Gewerbegebiete genutzt werden, be-
vor neue ausgewiesen werden. Der Flächen-
verzehr durch neue Gewerbegebiete auf der 
grünen Wiese ist derzeit nicht nur ökologisch 
problematisch,  sondern  auch  wirtschaftlich 
schwer begründbar. 

Der Landkreis Bad Kreuznach kann aus unserer 
Sicht  seine  Werbe-  und  Beratungsangebote 
(„Milder Westen“) zur Ansiedlung weiterer Un-
ternehmen oder bei Expansion bestehender Be-
triebe noch ausbauen. 

Ehemalige  militärische  Liegenschaften  sollen 
als  Standorte  für  Gewerbe und für  Energiege-
winnung herangezogen werden. Deshalb unter-
stützen wir die Konversionsbemühungen in Bad 
Kreuznach, in Bad Sobernheim und am ehemali-
gen  Flugplatz  Pferdsfeld.  Dabei  sind  jedoch 
ökologische Aspekte,  wie die energetische Sa-
nierung von Gebäuden, die dezentrale Energie-
gewinnung unter Nutzung der Solarenergie und 
von erneuerbaren Quellen stärker zu berücksich-
tigen. 
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2. Demografischer Wandel 
im Hinterkopf 

Der Demographische Wandel wird die Bevöl-
kerungsstruktur  im  Landkreis  Bad  Kreuz-
nach verändern.  Wir GRÜNE begreifen die 
damit  einhergehenden  kommunalpolitischen 
Herausforderungen  als  Chance,  den  Land-
kreis  generationengerechter  und  vielfältiger 
zu gestalten.  Wegen der günstigen Lage am 
Rande des Rhein-Main-Gebietes gilt es, jun-
gen  Menschen und jungen  Familien  ein  at-
traktives Angebot zu machen. Dazu gehören 
preiswerter Wohnraum ebenso wie eine hohe 
Lebensqualität  durch Freizeitangebote,  ein 
attraktives  Wohnumfeld  und qualitative  In-
frastruktureinrichtugen. 

Die Abnahme der Bevölkerung des Landkreises 
und die  Änderungen in  der  Zusammensetzung 
stellt  die Politik vor große Herausforderungen. 
Der  Leerstand  an  Wohnraum wird  zunehmen, 
die  Nachfrage  nach  Infrastruktureinrichtungen 
(Kindergärten,  Schulen,  Altenpflegeangebote, 
Einzelhandel und ÖPNV) wird sich verändern. 
Die sozialen Fragestellungen werden sich verän-
dern. Was Famlienstrukturen nicht mehr leisten 
können, muss durch neue öffentliche Strukturen 
und eine Stärkung der Nachbarschaftshilfe auf-
gefangen  werden.  Hierauf  muss  sich  auch  die 
kommunale Finanzpolitik einstellen.

Flächenverbrauch verringern
Wir  wollen  den  Flächenverbrauch  verringern 
durch Flächenrecycling und durch eine maßvol-
le  Verdichtung  vorhandener  Baugebiete.  Vor-
rangig ist  für uns schon immer (nicht  erst  seit 
wenigen Jahren, seit dem grüne Gedanken von 
anderen Parteien übernommen wurden) die In-
nenentwicklung der Dörfer  und Städte vor der 
Außenentwicklung. 

Leerstand erfassen
Wir möchten  die  zum Teil  schon bestehenden 
Systeme der Leerstandbörsen/-register auf wei-
tere Dörfer ausweiten und planen eine Bünde-
lung der Angebote der Dörfer und Verbandsge-
meinden beim Landkreis. 

Besonders die leerstehenden Häuser in den Orts-
kernen  müssen  wieder  genutzt  werden,  damit 
bestehende Infrastruktureinrichtungen weiter ge-
nutzt  werden  und die  Eigenart  der  Dörfer  ge-
wahrt bleibt. 

Infrastruktur in Dörfern erhalten 
Die  dezentralen  Versorgungsstrukturen  in  den 
ländlichen Gebieten sind zu erhalten und bei Be-
darf  neu zu schaffen.  Damit  können zum Bei-
spiel  im Hinblick  auf  die  Lebensmittelversor-
gung  der  Einkaufsverkehr  verringert,  die  Ver-
sorgungsmöglichkeiten  vor  Ort,  insbesondere 
auch für ältere Menschen verbessert und wieder 
ein Kommunikationsort geschaffen werden. 

Arbeitsplätze vor Ort sichern
Durch die energetische Sanierung alter Bausub-
stanz und den verstärkten Einsatz von erneuer-
baren  Energien  lassen  sich  im  Landkreis  Ar-
beitsplätze bei Handwerksbetrieben sichern. 

Menschenwürdige  Pflege  wohnort-
nah gestalten 
Der demografische Wandel führt in den nächs-
ten  Jahren  dazu,  dass  der  Anteil  der  älteren 
Menschen in den Dörfern und Städten wächst. 
Ältere Menschen sollen auch bei Pflegebedürf-
tigkeit nach ihren Wünschen zu hause, vor Ort 
oder durch wohnortnahe Angebote versorgt und 
betreut  werden.  Deshalb  wollen  wir  nicht  nur 
die  stationäre  Pflegeinfrastruktur  weiterentwi-
ckeln,  sondern  auch  die  häusliche  Versorgung 
Pflegebedürftiger  stärken  und  Familien  unter-
stützende Strukturen ausbauen. 

Einrichtungen  für  Kinder  und  Ju-
gendliche erhalten 
Trotz sinkender Kinderzahlen sollen die beste-
henden Kinderbetreuungseinrichtungen und die 
bestehenden  Schulen  nach  Möglichkeit  in  den 
Ortschaften  erhalten  bleiben.  Dies  kann  z.  B. 
auch durch kleinere Gruppen oder Klassenmess-
zahlen erreicht werden. Freizeitangebote und au-
ßerschulische Bildungsangebote vor Ort von Ju-
gendverbänden,  Vereinen  und  Initiativen  für 
Kinder  und  Jugendliche  werden  wir  weiterhin 
unterstützen. 
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3. Sozial- und Schulpolitik 
– Der Mensch steht im 
Mittelpunkt

Psychiatriebeirat
Der  Psychatriebeirat  muss  unserer  Meinung 
nach weiterhin  über  die  Verteilung vom Land 
zur  Verfügung  gestellten  Mittel  entscheiden. 
Dabei sind die verschiedenen ambulanten Ange-
bote zu erhalten, auszubauen und an den Bedarf 
anzupassen. Um Hilfen aus einer Hand zu erhal-
ten, sind die ambulanten Angebote zu vernetzen.

Arbeitslosigkeit verringern
Solange  der  reguläre  Arbeitsmarkt  nicht  alle 
Personen aufnehmen kann - und dies wird wohl 
auf absehbare Zeit so bleiben - sind der Erhalt 
und  der  weitere  Ausbau  öffentlich  geförderter 
Beschäftigung notwendig. Eine aktive kommu-
nale  Beschäftigungspolitik  ist  gerade  zur  Be-
schäftigung und Qualifizierung von Menschen, 
die  auf  dem  allgemeinen  Arbeitsmarkt  keine 
Chance  haben,  eine  zentrale  sozialpolitische 
Aufgabe. Zur erfolgreichen Bewältigung dieser 
beschäftigungspolitischen  Aufgabe  ist  ein  gut 
ausgebautes  und  finanziell  unterstütztes  Netz-
werk von Initiativen, Bildungsträgern und ande-
ren  Akteuren  der  Arbeitsmarktpolitik  notwen-
dig,  das  von  Seiten  des  Kreis  mit  koordiniert 
und gesteuert wird. Hierdurch soll auch die Aus-
grenzung von Menschen, mit gesundheitlichen, 
sozialen, familiären oder anderen Einschränkun-
gen verhindert werden.

ARGE erneuern
Wir  wollen  einen  geeigneten  Rahmen  für  die 
Nachfolgeorganisation der ARGE finden, durch 
den die Berechtigten menschenwürdig und be-
darfsgerecht ihre Ansprüche erhalten. Der Land-
kreis soll in jedem Fall Mitwirkungsmöglichkei-
ten erhalten oder die Aufgaben der ARGE kom-
plett  übernehmen.  Eine  Steuerung  der  ARGE 
zur  Optimierung  der  Leistungen  in  Sinne  der 
Empfangsberechtigten ist unser Ziel. 

Ehrenamtspolitik  (Freiwilligendiens-
te)
Fast 40 % der Männer und Frauen in Rheinland-
Pfalz haben sich laut Freiwilligen-Survey 2004 
ehrenamtlich engagiert, 6% mehr als 1999. Wir 
wissen,  dass es  noch ein großes  Potential  von 
bürgerschaftlichem Engagement  in  der  Gesell-
schaft -  auch in Rheinland-Pfalz und im Kreis 
Bad Kreuznach - gibt. Es braucht allerdings An-
erkennung, Qualifizierung und passgenaue Ver-
mittlung, damit es sich entfalten kann. Bürger-
schaftliches Engagement  in  der  Nachbarschaft, 
im Sportverein, in der Feuerwehr, in kulturellen 
Aktivitäten und im sozialen Umfeld, um nur ei-
nige Bereiche zu nennen, braucht die Unterstüt-
zung der  Politik.  Wir  wollen  die  notwendigen 
unterstützenden Strukturen dafür schaffen.

Integrationsbeauftragte 
Die auf Antrag der Grünen eingerichtete Stelle 
der Intergrationsbeauftragten wird von uns wei-
terhin für erforderlich gehalten. 

Schulpolitik mit Abschluss 
Unser Ziel ist  es,  dass kein Schüler und keine 
Schülerin  die  Schule  ohne  Abschluss  verlässt. 
Wir  halten  den  verstärkten  Ausbau  von  Inte-
grierten Gesamtschulen im Landkreis in Ganz-
tagsform für erforderlich und werden uns hierfür 
weiterhin  engagieren.  Sie  sorgt  für  mehr  Bil-
dungsgerechtigkeit. 

Die Realschule-plus in kooperativer Form sehen 
wir als nicht geeignet an, da sie die bestehenden 
Zweige  Hauptschule  und Realschule  weiterhin 
aufrecht erhält. 

Prinzipiell müssen alle weiterführenden Schulen 
als  Ganztagsschulen  ausgebaut  werden.  Dabei 
sollen Elemente aus Lernen, Sport,  Kultur und 
freier Zeitgestaltung über den ganzen Tag ver-
teilt sein.  Unser Ziel ist es auch, allen Kindern 
kostenfreie Lernmittel zur Verfügung zu stellen, 
sowie kostenfreie Mahlzeiten mit gesunder Nah-
rung anzubieten.

Wir streben an, langfristig das Schulangebote in 
der Fläche zu erhalten. Die kann z. B. mit gerin-
geren  Klassenmesszahlen  und verringerter  Zü-
gigkeit erreicht werden. 
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Für uns muss auch ein IGS nicht zwingend vier-
zügig gestaltet sein. In jeder Verbandsgemeinde 
sollte eine weiterführende Schule erhalten blei-
ben (außer VG KH).Wir brauchen eine Schul-
entwicklung, die auf die Bedürfnisse von Fami-
lien eingeht, den Elternwillen berücksichtigt und 
die beste Förderung von Kindern und Jugendli-
chen zum Ziel hat. 

Integrieren statt selektieren!
Wir wollen die optimale individuelle Förderung 
aller Kinder. Wir wollen eine Schule, die inte-
griert, fördert und somit ein Höchstmaß an Bil-
dungsgerechtigkeit  erreicht.  Wir  wollen  auf 
kommunaler Ebene bestmögliche Voraussetzun-
gen schaffen, damit gemeinsames Lernen behin-
derter und  nichtbehinderter  Kinder  zur  Regel 
wird. Benachteiligungen von Kindern aus sozial 
schwachen Verhältnissen, Kindern mit sprachli-
chen Defiziten und Kindern mit Migrationshin-
tergrund wollen wir beseitigen.

Kinderschutz
Kinderschutz erfordert mehr Personal. Wir set-
zen  uns  für  eine  optimale  Personalausstattung 
des Jugendamtes ein. 

Jugendarbeit  als  außerschulische 
Bildungsarbeit erhalten und fördern
Die Angebote  von Jugendverbänden,  Vereinen 
und  Initiativen  schaffen  Freiräume  für  Kinder 
und Jugendliche. Hier können sie ihre Bedürf-
nisse leben, ihre Interessen vertreten. Mit ande-
ren  zusammen  lernen  sie  selbstbestimmt  und 
selbstorganisiert  für  sich  und für  die  Gemein-
schaft verantwortlich und demokratisch zu han-
deln.

Die Förderung dieser Strukturen ist uns wichtig. 
Um notwendige Netzwerke in der Jugendarbeit 
zu erhalten, befürworten wir Personalkostenzu-
schüsse für Hauptamtliche nicht nur in den offe-
nen Treffs in Bad Sobernheim und Kirn,  son-
dern auch in den übrigen Feldern der Jugendar-
beit.

Kindertagesstätten  zu  Häusern  für 
Kinder ausbauen
Auch im Landkreis wird es in den nächsten Jah-
ren erforderlich  sein,  die  bedarfsgerechte  Kin-
derbetreuung auszubauen. Wir unterstützen wei-
terhin flexible, örtliche Lösungen, z. B. Kinder-
tagesstätten zu Häusern für Kinder von 0 Jahren 
bis ins Grundschulalter auszubauen. 

Wo es  möglich ist,  sollen Kooperationen oder 
die  Einrichtung  von  betrieblichen  Kinderta-
gestätten ermöglicht werden.

Sportförderung wirkt positiv
Der  Sport  fördert  Gesundheit  und  Wohlbefin-
den, ermöglicht soziale Kontakte und bietet ein 
weites  Feld  für  Erlebnisse  und  Erfahrungen. 
Sport fördert die Sozialisierung und wirkt prä-
ventiv. Diese zentrale Bedeutung des Sports im 
gesellschaftlichen  Leben  erfordert  unseres  Er-
achtens  eine  konsequente  Berücksichtigung im 
Rahmen  in  der  Kommunalpolitik,  sei  es  bei 
Schulsporthallen oder Gebäude und Sportplätze 
für Vereine

Menschen mit Behinderung
Wir  Grünen setzen  uns  für  eine  Einbeziehung 
behinderter  Menschen von Anfang an ein und 
fordern eine gleichberechtigte Teilhabe in allen 
Lebenslagen. In der aktuell von Deutschland ra-
tifizierten UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen  mit  Behinderungen  ist  der  Begriff 
„Inklusion“ (vollständige Teilhabe am Leben in 
der Gemeinschaft) wegweisend auch für die Po-
litik auf kommunaler Ebene. Deshalb setzen wir 
uns in den Bereichen Bildung, Arbeit, Wohnen, 
Freizeit, Kultur und Interessenvertretung für die 
Inklusion  als  Umsetzung  einer  an  Menschen-
rechten  orientierten  Politik  für  Menschen  mit 
Behinderungen ein. 

Das  Persönliche  Budget  ermöglicht  Menschen 
mit Behinderungen Unterstützungsleistungen zu 
erhalten und in eigener Verantwortung mit die-
sen  Mitteln  ihre  soziale  Teilhabe  am  gesell-
schaftlichen Leben zu stärken. Ein weiterer Aus-
bau  des  Persönlichen  Budgets,  auch  für  Men-
schen  mit  höherem  Hilfebedarf,  ist  unbedingt 
notwendig.
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Eckpunkte der Integrationspolitik
Toleranz  und  Solidarität  sind  die  Eckpunkte 
GRÜNER Integrationspolitik. Die Anerkennung 
von  Vielfalt  als  gesellschaftlicher  Gewinn, 
gleichberechtigte  Teilhabe  aller  Menschen  an 
der  Gesellschaft  und  die  Beseitigung von Be-
nachteiligung  und  Diskriminierung  sind  dabei 
zentrale  Ziele.  Erst  die Internationalität,  kultu-
relle  Vielfalt  und  Offenheit  für  verschiedenste 
Lebensweisen machen Städte und Dörfer attrak-
tiv. 

Ein  harmonisches  und  gleichberechtigtes  Zu-
sammenleben von Menschen unterschiedlichster 
Herkunft,  eine  gelungene  Integration  also,  ist 
eine  zentrale  Herausforderung  für  unsere  Zu-
kunft.
Gleichberechtigte  Teilhabe  heißt  auch,  dass 
Menschen, die aus anderen Ländern in den“ si-
cheren Landkreis“ geflüchtet sind, hier die Mög-
lichkeit zur Bildung, Ausbildung und Arbeit er-
halten

Haushaltskonsolidierung  nicht  aus 
den Augen verlieren
Trotz aller Konjunkturpakete darf die Haushalts-
konsolidierung  nicht  aus  dem  Blickfeld  der 
Kommunalpolitik geraten. Wir wollen Nachhal-
tigkeit  auch  durch  Aufgabenkritik  anstreben. 
Dies  bedeutet,  dass  viele  Entscheidungen  im 
Hinblick  auf  Einsparmöglichkeiten  auf  den 
Prüfstand müssen. Dabei sind besonders die Fol-
gekosten, aber auch die Klimarelevanz und die 
Auswirkungen des demografischen Wandels zu 
berücksichtigen.  Synergieeffekte  durch Koope-
ration mit Nachbarkreisen sind im Bereich Be-
schaffung, Abfallwirtschaft und bei der Zusam-
menlegung von kommunalen Ämtern zu prüfen 
und wenn möglich, zur Ausgabenreduzierung zu 
nutzen. 


